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2 2 . Bundesgesetz vom 11. Dezember 1969
über die Einstellung und Beschäftigung Inva-

lider (Invalideneinstellungsgesetz 1969)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

(1) Die Erlassung, Änderung und Aufhebung
der Vorschriften dieses Bundesgesetzes sowie die
Vollziehung dieser Vorschriften ist auch in den
Angelegenheiten Bundessache, hinsichtlich deren
das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von
1929 etwas anderes bestimmt.

(2) Die Bestimmungen dieses Artikels treten
am 31. Mai 1970 in Kraft; sie treten mit Ablauf
des 31. Dezember 1989 außer Kraft.

Artikel II

B e s c h ä f t i g u n g s p f l i c h t

§ 1. (1) Alle Dienstgeber mit Ausnahme des
Bundes, der Länder, Gemeindeverbände und
Gemeinden sind verpflichtet, auf 20 Dienst-
nehmer mindestens einen Invaliden (§ 2) und
auf je 25 weitere Dienstnehmer mindestens einen
weiteren Invaliden zu beschäftigen. In der Land-
und Forstwirtschaft beginnt die Beschäftigungs-
pflicht der Dienstgeber bei 20 ständig beschäf-
tigten familienfremden Dienstnehmern.

(2) In Betrieben, in denen sich regelmäßig zu
gewissen Zeiten des Jahres ein vermehrter Ar-
beitsanfall ergibt (Saisonbetriebe), haben die
Dienstgeber (Abs. 1) der Beschäftigungspflicht
dadurch zu entsprechen, daß sie mindestens so
viele Invalide, als der nur auf die Zahl der
ständig beschäftigten Dienstnehmer entfallenden

Pflichtzahl (Abs. 4) entsprechen würde, ständig
beschäftigen, im übrigen aber die zur Erfüllung
der Beschäftigungspflicht erforderliche Zahl von
Invaliden saisonmäßig einstellen. Das gleiche gilt
sinngemäß für Dienstgeber, die Heimarbeiter
beschäftigen.

(3) Der Bund, die Länder und Gemeinden sind
verpflichtet, auf je 25 Dienstnehmer einen In-
validen zu beschäftigen. Sind bei einer Dienst-
stelle oder einem Betrieb einer der angeführten
Gebietskörperschaften weniger als 4 v. H. der
Arbeitsplätze mit Invaliden besetzt, ist die Min-
derbeschäftigung von Invaliden durch eine Mehr-
beschäftigung bei anderen Dienststellen oder Be-
trieben auszugleichen.

(4) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
kann nach Anhörung des Beirates (§ 10 Abs. 2)
die Zahl der nach Abs. 1 zu beschäftigenden
Dienstnehmer (Pflichtzahl) für bestimmte Gebiete
oder Betriebsgattungen durch Verordnung derart
abändern, daß, wenn nicht genügend für Invalide
geeignete Arbeitsplätze zur Verfügung stehen,
schon auf je 15 Dienstnehmer oder, wenn Be-
triebe aus technischen Gründen der Beschäfti-
gungspflicht nicht nachkommen können, nur auf
je höchstens 45 Dienstnehmer mindestens ein
Invalider zu beschäftigen ist. Der Bundesminister
für soziale Verwaltung kann ferner nach Anhö-
rung dieses Beirates anordnen, daß Dienstgeber
Arbeitsplätze, die sich wegen der Einfachheit
und Ungefährlichkeit der Arbeitsverrichtungen
für Invalide besonders eignen, diesen Invaliden
oder bestimmten Gruppen von Invaliden vor-
behalten.

(5) Zwecks gemeinschaftlicher Erfüllung der
Beschäftigungspflicht durch Dienstgeber im Sinne
des Abs. 1 können Verbände von fachlich zusam-
mengehörigen Betrieben mit der Aufteilung der
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auf die zugehörigen Einzelbetriebe entfallenden
Pflichteinstellungen betraut werden (§ 11 Abs. 1
und 2).

(6) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
kann nach Anhörung des Beirates (§10 Abs. 2)
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler durch
Verordnung bestimmen, daß bei Dienststellen
oder Betrieben der im Abs. 3 angeführten Ge-
bietskörperschaften Arbeitsplätze, die sich für
Invalide besonders eignen (Abs. 4), diesen
oder bestimmten Gruppen von Invaliden vorzu-
behalten sind.

P e r s o n e n k r e i s

§ 2. (1) Invalide im Sinne dieses Bundesgeset-
zes sind Personen, deren Erwerbsfähigkeit infolge

a) einer Gesundheitsschädigung, für die nach
dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957,
BGBl. Nr. 152, oder dem Heeresversor-
gungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, Versor-
gung gewährt wird, oder

b) eines Arbeitsunfalles oder einer Berufs-
krankheit im Sinne der gesetzlichen Unfall-
versicherung oder

c) einer der im § 1 Abs. 1 lit. c des Opfer-
fürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947, an-
geführten Ursachen oder

d) des Zusammenwirkens mehrerer der ange-
führten Ursachen

um mindestens 50 v. H. gemindert ist. Blinde
gelten auch dann als Invalide im Sinne dieses
Absatzes, wenn die Blindheit auf keine der ange-
führten Ursachen zurückzuführen ist.

(2) Den im Abs. 1 genannten Invaliden sind
auf Antrag Personen gleichzustellen, deren
Erwerbsfähigkeit aus einer im Abs. 1 angeführten
Ursache um mindestens 25 v. H. gemindert ist,
wenn sie sich infolge ihres Gebrechens ohne
die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz
nicht zu verschaffen oder zu erhalten vermögen
und durch die Gleichstellung die Unterbringung
der im Abs. 1 genannten Invaliden nicht gefähr-
det wird. Unter denselben Voraussetzungen ist
die Gleichstellung auch Personen zu bewilligen,
deren Erwerbsfähigkeit durch ein Gebrechen,
das auf keine der im Abs. 1 angeführten
Ursachen zurückzuführen ist, um minde-
stens 50 v. H. gemindert ist. Über die Gleich-
stellung entscheidet der Invalidenausschuß (§ 12).
Die Gleichstellung kann befristet werden; sie ist
bei Wegfall der Voraussetzungen zu widerrufen.

(3) Voraussetzung für die Inanspruchnahme
der Begünstigungen dieses Bundesgesetzes ist die
Eignung zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit.
Invalide, denen kraft Gesetzes ein Anspruch auf
unentgeltliche berufliche Ausbildung (Ein- oder
Umschulung) zwecks Wiedergewinnung oder

Erhöhung der Erwerbsfähigkeit zusteht, sind vor
der Inanspruchnahme der Begünstigungen der als
notwendig erkannten beruflichen Ausbildung
zuzuführen.

(4) Auf ausländische Invalide findet dieses
Bundesgesetz, unbeschadet der Vorschriften der
Abs. 5 und 6, nur nach Maßgabe der mit ihren
Heimatstaaten getroffenen Vereinbarungen An-
wendung.

(5) Den Invaliden im Sinne des Abs. 1 stehen
Personen deutscher Sprachzugehörigkeit gleich,
die staatenlos sind oder deren Staatsangehörig-
keit ungeklärt ist (Volksdeutsche), wenn ihre
Erwerbsfähigkeit infolge

a) einer Gesundheitsschädigung, für die öster-
reichischen Staatsbürgern nach dem Kriegs-
opferversorgungsgesetz 1957 Versorgung zu
gewähren wäre, oder

b) eines Arbeitsunfalles oder einer Berufs-
krankheit im Sinne der gesetzlichen Unfall-
versicherung oder

c) des Zusammenwirkens der angeführten
Ursachen

um mindestens 50 v. H. gemindert ist. Das gleiche
gilt auch dann, wenn diese Personen blind sind
und die Blindheit auf keine der angeführten
Ursachen zurückzuführen ist.

(6) Volksdeutschen, deren Erwerbsfähigkeit
durch eine im Abs. 5 angeführte Ursache oder
durch das Zusammenwirken beider dort ange-
führten Ursachen um mindestens 25 v. H. gemin-
dert ist, ist bei Zutreffen der im Abs. 2 aufge-
stellten Voraussetzungen die Gleichstellung mit
den im Abs. 1 genannten Invaliden zu bewilligen.
Unter denselben Bedingungen ist die Gleichstel-
lung auch solchen Volksdeutschen zu bewilligen,
deren Erwerbsfähigkeit durch ein Gebrechen
im Sinne des Abs. 2, das auf keine der im
Abs. 5 angeführten Ursachen zurückzuführen ist,
um mindestens 50 v. H. gemindert ist.

A u s s c h l u ß v o n d e n B e g ü n s t i -
g u n g e n

§ 3. Wenn ein Invalider ohne berechtigten
Grund die Annahme einer durch das Arbeitsamt
zugewiesenen Arbeit zurückweist oder den
Arbeitsplatz verläßt oder sonst durch sein Ver-
halten die Durchführung dieses Bundesgesetzes
schuldhaft vereitelt, ist der zeitweilige Ausschluß
von den Begünstigungen zu verfügen; der Be-
treffende ist vorher zu hören. Die Ausschlußfrist
darf erstmalig nicht mehr als drei Monate betra-
gen. Über den Ausschluß von den Begünstigungen
entscheidet der Invalidenausschuß (§ 12).

B e r e c h n u n g d e r P f l i c h t z a h l

§ 4. (1) Bei Feststellung der Gesamtzahl der
Dienstnehmer, von der die Pflichtzahl zu berech-
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nen ist (§ 1 Abs. 1, 2, 4 und 5), sind die örtlich
zusammenhängenden und einer gemeinsamen Lei-
tung unterstehenden gleichartigen oder zusam-
mengehörigen Betriebe desselben Dienstgebers
zusammenzufassen. Nicht einzurechnen sind
hiebei:

a) Invalide (§ 2) und die Dienstnehmer, die
der Dienstgeber auf Grund anderer gesetz-
licher Vorschriften zu beschäftigen ver-
pflichtet ist;

b) die nicht schon nach § 2 Abs. 1 lit. b
begünstigten eigenen Unfallverletzten,
wenn die Minderung ihrer Erwerbsfähig-
keit infolge des Unfalls nach Feststel-
lung des Landesinvalidenamtes mindestens
50 v. H. beträgt;

c) Jugendliche bis zum vollendeten 18. Le-
bensjahr und Personen, die in einem Lehr-
oder anderen Ausbildungsverhältnis stehen;

d) Dienstnehmer, die Präsenzdienst leisten,
und Dienstnehmerinnen während der Zei-
ten, in denen sie auf Grund der gesetz-
lichen Vorschriften über den Mutterschutz
nicht beschäftigt werden;

e) Dienstnehmer, die nur vorübergehend
beschäftigt oder nicht vollbeschäftigt sind.
Als vorübergehend beschäftigt gelten Per-
sonen, die innerhalb eines Kalenderjahres
höchstens 30 Tage beschäftigt werden, als
nicht vollbeschäftigt gelten Personen, die
im Durchschnitt höchstens 24 Stunden in
der Woche beschäftigt werden.

(2) In Saisonbetrieben (§ 1 Abs. 2) ist die
Pflichtzahl dadurch zu ermitteln, daß zu den
ständig beschäftigten Dienstnehmern die jeweils
im Durchschnitt des Kalendermonates nichtstän-
dig beschäftigten Dienstnehmer hinzugezählt
werden. Das gleiche gilt sinngemäß für Betriebe,
die Heimarbeiter beschäftigen.

(3) Bei Dienstgebern im Sinne des § 1 Abs. 3
sind in die Gesamtzahl der Dienstnehmer, von
der die Pflichtzahl zu berechnen ist, nicht einzu-
rechnen:

a) die unter Abs. 1 lit. a bis e angeführten
Personen;

b) die im § 1 Abs. 3 lit. b bis e des Wehr-
gesetzes angeführten Angehörigen des Bun-
desheeres;

c) Dienstnehmer, die im Wach- oder Feuer-
wehrdienst verwendet werden;

d) Dienstnehmer, die als Lehrer, Erzieher
oder im Schulaufsichtsdienst, im ausüben-
den Verkehrsdienst oder als Forstarbeiter
verwendet werden, zu einem Drittel. Die
Feststellung der Verwendungen im aus-
übenden Verkehrsdienst obliegt dem Bun-
desministerium für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen.

E r f ü l l u n g d e r B e s c h ä f t i g u n g s -
p f l i c h t

§ 5. (1) Als im Sinne dieses Bundesgesetzes
beschäftigt zählen nur Invalide, die die persön-
lichen Voraussetzungen (§ 2 Abs. 1, 2, 5 und 6)
erfüllen und entsprechend den Bestimmungen
des § 7 entlohnt werden. Die im Betrieb tätigen
Dienstgeber, bei denen die Voraussetzungen des
§ 2 Abs. 1 oder 5 zutreffen, werden auf die
Pflichtzahl angerechnet.

(2) Blinde sind mit dem Doppelten ihrer Zahl,
Gleichgestellte (§ 2 Abs. 2 und 6) zur Hälfte
ihrer Zahl auf die Pflichtzahl anzurechnen.

(3) In Betrieben, in denen die weiblichen
Arbeitskräfte mehr als die Hälfte des Gesamt-
beschäftigtenstandes ausmachen, sind bis zur
Hälfte der Pflichtzahl auch Kriegerwitwen und
Witwen, die diesen gleichstehen, voll anrechen-
bar; das gleiche gilt für Frauen, die gemäß § 1
Abs. 3 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957
versorgungsberechtigt sind. Auf Antrag hat der
Invalidenausschuß (§ 12) für Betriebe, die weib-
liche Arbeitskräfte beschäftigen, die Anrechnung
dieses Personenkreises bis zur vollen Pflichtzahl
unter der Voraussetzung zu bewilligen, daß beim
Arbeitsamt keine für eine Einstellung in den
Betrieb geeigneten Invaliden vorgemerkt sind
oder eine Beschäftigung von Invaliden aus inner-
betrieblichen Gründen nicht durchführbar ist.
Die Bewilligung kann befristet werden; sie ist
bei Wegfall einer Voraussetzung zu widerrufen.

(4) Der Beschäftigungspflicht wird durch Über-
lassung von Siedlungsstellen, Einrichtung von
Verkaufsständen oder sonstige Beschaffung von
Erwerbsmöglichkeiten genügt, sofern dadurch der
Lebensunterhalt der Invaliden und ihrer Fami-
lien sichergestellt erscheint und der Invaliden-
ausschuß (§ 12) zustimmt.

G e s u n d h e i t s r ü c k s i c h t e n

§ 6. (1) Bei der Beschäftigung von Invaliden
(§ 2) ist auf deren Gesundheitszustand jede nach
Beschaffenheit der Betriebsgattung und nach Art
der Betriebsstätte und der Arbeitsbedingungen
mögliche Rücksicht zu nehmen.

(2) Auf Antrag des Invalidenausschusses (§ 12)
hat die Bezirksverwaltungsbehörde (Berghaupt-
mannschaft) Dienstgeber im Sinne des § 1 Abs. 1
zu verpflichten, Betriebsvorrichtungen, Maschi-
nen und Geräte für die Beschäftigung eingestellter
oder einzustellender Invalider besonders einzu-
richten, falls die Eigenart der Beschäftigung der
Invaliden dies erfordert. In diesen Fällen hat das
Bundesministerium für soziale Verwaltung nach
Anhörung des Beirates (§10 Abs. 2) zu bestim-
men, inwieweit für Aufwendungen, die den
Dienstgebern durch derartige Maßnahmen
erwachsen, aus den Mitteln des Ausgleichstax-
fonds (§ 10 Abs. 1) Zuschüsse zu gewähren sind.
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Solche Zuschüsse dürfen nur gewährt werden,
wenn die Investitionen ausschließlich und nicht
nur vorübergehend der Beschäftigung von Inva-
liden dienen. Insoweit Investitionen für den Be-
trieb eine dauernde Wertvermehrung bedeuten,
haben sie für die Gewährung von Zuschüssen
außer Betracht zu bleiben.

E n t l o h n u n g

§ 7. Das Entgelt der im Sinne dieses Bundes-
gesetzes beschäftigten Dienstnehmer darf aus dem
Grunde der Invalidität nicht gemindert werden.

K ü n d i g u n g

§ 8. (1) Das Dienstverhältnis eines im Sinne
dieses Bundesgesetzes beschäftigten Dienstneh-
mers kann nur unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von vier Wochen gelöst werden, es
sei denn, daß nach Gesetz oder Vereinbarung
eine längere Frist gilt. Ein auf Probe verein-
bartes Dienstverhältnis kann während des ersten
Monates von beiden Teilen jederzeit gelöst
werden.

(2) Eine Kündigung darf von Dienstgebern im
Sinne des § 1 Abs. 1 erst dann ausgesprochen
werden, wenn der Invalidenausschuß (§ 12) nach
Anhörung des Betriebsrates (der Vertrauens-
männer) zugestimmt hat; dem Dienstnehmer
kommt in diesem Verfahren Parteistellung zu.
Eine Kündigung ohne vorherige Zustimmung des
Invalidenausschusses ist rechtsunwirksam, wenn
dieser nicht in besonderen Ausnahmefällen nach-
träglich die Zustimmung erteilt. Auf die Kündi-
gung eines im Sinne dieses Bundesgesetzes beschäf-
tigten Dienstnehmers finden die Bestimmungen
des § 25 Abs. 1 bis 7 des Betriebsrätegesetzes,
BGBl. Nr. 97/1947, bzw. die in Ausführung der
Bestimmungen des § 29 Abs. 1 bis 7 des Land-
arbeitsgesetzes, BGBl. Nr. 140/1948, erlassenen
landesrechtlichen Vorschriften keine Anwendung.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 2 finden auf
das Dienstverhältnis eines im Sinne dieses Bun-
desgesetzes beschäftigten Dienstnehmers keine
Anwendung, soweit ihm als Betriebsrat (Ver-
trauensmann) der besondere Kündigungsschutz
auf Grund des § 18 des Betriebsrätegesetzes bzw.
der in Ausführung des § 122 des Landarbeits-
gesetzes erlassenen landesrechtlichen Vorschriften
zusteht.

(4) Die gesetzlichen Bestimmungen über eine
vorzeitige Auflösung des Dienstverhältnisses blei-
ben mit der Einschränkung unberührt, daß eine
durch Krankheit oder Unglücksfall verursachte
Dienstverhinderung eines Dienstnehmers, auf den
die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 Anwendung
finden, nur dann einen Grund zur vorzeitigen
Auflösung des Dienstverhältnisses bildet, wenn
die Dienstverhinderung ununterbrochen länger
als zehn Wochen oder innerhalb eines Jahres,

zurückgerechnet vom Zeitpunkt der Auflösung
des Dienstverhältnisses, insgesamt länger als
zwanzig Wochen gedauert hat; soweit in gesetz-
lichen Vorschriften oder Vereinbarungen längere
Fristen festgesetzt sind, haben diese zu gelten.

A u s g l e i c h s t a x e

§ 9. (1) An Stelle der Pflichteinstellung ist vom
Landesinvalidenamt die Entrichtung einer Aus-
gleichstaxe vorzuschreiben, wenn die Beschäfti-
gungspflicht nicht erfüllt ist. Die Vorschreibung
einer Ausgleichstaxe hat zu entfallen, wenn und
insoweit der einstellungspflichtige Dienstgeber die
zur Erfüllung der Einstellungspflicht erforder-
liche Anzahl von Invaliden beim zuständigen
Arbeitsamt nachweisbar ohne Erfolg angespro-
chen hat. Das Arbeitsamt hat dem Dienstgeber
eine Bescheinigung über die in der jeweiligen
Vorschreibungsperiode vorgenommenen erfolg-
losen Ansprechungen auszustellen.

(2) Die Ausgleichstaxe beträgt für jede einzelne
Person, die zu beschäftigen wäre, monatlich 250 S.

(3) Die Entrichtung der Ausgleichstaxe kann
nur binnen zwei Jahren, gerechnet vom Einlan-
gen der Abschrift des Verzeichnisses (§16 Abs. 2)
an, vorgeschrieben werden. Wurde jedoch dieser
Verpflichtung nicht entsprochen oder wurden
vom Dienstgeber in der Verzeichnisabschrift
unwahre Angaben gemacht, kann die Entrich-
tung der Ausgleichstaxe binnen sieben Jahren,
gerechnet vom Ende des Kalenderjahres an, für
das keine oder eine unwahre Meldung vorliegt,
vorgeschrieben werden. Diese Frist beginnt durch
jede Maßnahme des Landesinvalidenamtes, die
auf Einholung der Verzeichnisabschrift oder einer
wahrheitsgetreuen Meldung gerichtet ist, neu zu
laufen.

A u s g l e i c h s t a x f o n d s

§ 10. (1) Aus den Erträgnissen der Ausgleichs-
taxe wird beim Bundesministerium für soziale
Verwaltung der mit Rechtspersönlichkeit ausge-
stattete, von diesem Bundesministerium vertre-
tene Ausgleichstaxfonds gebildet, dessen Mittel
für Zwecke der Fürsorge für die im § 2 Abs. 1,
2, 5 und 6 bezeichneten Personen, für die Gewäh-
rung von Zuschüssen nach § 6 Abs. 2 sowie für
Zwecke der Fürsorge für die nach dem Kriegs-
opferversorgungsgesetz 1957 oder dem Heeres-
versorgungsgesetz versorgungsberechtigten Per-
sonen und deren Kinder zu verwenden sind.

(2) Der Ausgleichstaxfonds wird vom Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung unter Anhö-
rung eines Beirates verwaltet. Dieser Beirat
besteht aus dem Vorsitzenden, zwei Vertretern
der organisierten Kriegsbeschädigten, je einem
Vertreter der im § 2 Abs. 1 lit. b und c bezeich-
neten Invaliden und je zwei Vertretern der
Dienstnehmer und Dienstgeber. Den Vorsitz



5. Stück — Ausgegeben am 20. Jänner 1970 — Nr. 22 359

führt der Bundesminister für soziale Verwaltung
oder ein von ihm bestimmter rechtskundiger
Beamter aus dem Stande des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung.

(3) Die im Abs. 2 genannten Mitglieder des
Beirates sowie die gleiche Zahl von Ersatzmit-
gliedern werden vom Bundesminister für soziale
Verwaltung für die Dauer von drei Jahren auf
Grund von Vorschlägen berufen, die von den
zur Vertretung der Interessen der Invaliden gebil-
deten Organisationen bzw. von den in Betracht
kommenden gesetzlichen Interessenvertretungen
zu erstatten sind. Ein Vertreter der Dienstgeber
wird von der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft, der zweite von der Präsidentenkonfe-
renz der Landwirtschaftskammern Österreichs
vorgeschlagen. Je ein Vertreter der Dienstneh-
mer wird vom Österreichischen Arbeiterkammer-
tag und vom Österreichischen Landarbeiterkam-
mertag vorgeschlagen. Zur Erstattung der Vor-
schläge für die Berufung der Vertreter der orga-
nisierten Kriegsbeschädigten sind nur die jeweils
im Invalidenfürsorgebeirat (Bundesgesetz vom
3. Juli 1946, BGBl. Nr. 144, in der Fassung des
Bundesgesetzes vom 6. Juli 1954, BGBl. Nr. 171)
vertretenen Vereinigungen der Kriegsopfer beru-
fen. Hinsichtlich der Aufteilung des Vorschlags-
rechtes auf die Vereinigungen der Kriegsopfer
und der Personen nach § 2 Abs. 1 lit. b und c
ist § 4 Abs. 2 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 144/
1946 sinngemäß anzuwenden. Die Vereinigungen
sind durch öffentliche Bekanntmachung im amt-
lichen Teil der „Wiener Zeitung" auf die Aus-
übung des Vorschlagsrechtes aufmerksam zu
machen.

(4) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
hat die Mitglieder des Beirates von ihrer Funk-
tion zu entheben, wenn sie darum ansuchen,
wenn eine der für ihre Bestellung erforderlichen
Voraussetzungen nicht mehr gegeben ist oder
wenn sie die Pflichten ihres Amtes gröblich ver-
nachlässigen, im letzteren Falle nach Anhörung
der Interessenvertretung, auf deren Vorschlag
das Mitglied bestellt worden ist. Die Mitglied-
schaft im Beirat ist ein unbesoldetes Ehrenamt.
Den Mitgliedern gebührt der Ersatz der not-
wendigen Fahrkosten und des nachgewiesenen
Verdienstentganges.

(5) Der Beirat wird vom Bundesminister für
soziale Verwaltung zu den Sitzungen einberu-
fen. Die Einladungen sollen mit der Tagesord-
nung den Mitgliedern des Beirates spätestens acht
Tage vor der Sitzung zugestellt werden. Der
Beirat tagt in nichtöffentlicher Sitzung; er ist
beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte der
geladenen Mitglieder anwesend ist. Die Beschlüsse
des Beirates werden mit Stimmenmehrheit ge-
faßt. Der Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt
ab; bei Stimmengleichheit entscheidet seine
Stimme. Über die Sitzung des Beirates ist eine
Niederschrift aufzunehmen, die alle Beschlüsse

im Wortlaut, die Ergebnisse der Abstimmungen
und den wesentlichen Verlauf der Verhandlungen
zu enthalten hat; eine Abschrift ist den Mit-
gliedern des Beirates zu übersenden.

(6) Für die dem Bund aus der Verwaltung
des Ausgleichstaxfonds entstehenden Kosten hat
der Ausgleichstaxfonds dem Bunde jährlich einen
Pauschalbetrag von 0'75 v. H. der jeweils im
Vorjahr eingegangenen Ausgleichstaxen zu erset-
zen.

R e g e l u n g d e r B e s c h ä f t i g u n g s -
p f l i c h t in b e s o n d e r e n F ä l l e n

§ 11. (1) Die Betrauung eines Verbandes mit
der gemeinschaftlichen Erfüllung der Beschäfti-
gungspflicht (§ 1 Abs. 5) sowie die im Falle
nachträglicher Abänderung wesentlicher Bedin-
gungen erforderliche neuerliche Genehmigung
obliegt dem Invalidenausschuß (§ 12) oder, wenn
sich die zusammengehörigen Betriebe auf die
Sprengel mehrerer Landesinvalidenämter vertei-
len, dem Bundesministerium für soziale Verwal-
tung nach Anhörung des Beirates (§ 10 Abs. 2).

(2) Wenn der Verband den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes und der auf Grund dessel-
ben getroffenen Vereinbarungen nicht entspricht
oder die mit der Betrauung übernommenen
Pflichten ungeachtet vorangegangener Verwar-
nung nicht gehörig erfüllt, ist die Befugnis von
der Behörde, die sie erteilt hat, zu entziehen.

I n v a l i d e n a u s s c h u ß

§ 12. (1) Bei jedem Landesinvalidenamt wird
ein Invalidenausschuß errichtet, der in den von
diesem Bundesgesetz bestimmten Fällen zu ent-
scheiden hat.

(2) Der Invalidenausschuß besteht aus:
a) dem Leiter des Landesinvalidenamtes oder

einem von ihm bestimmten Beamten aus
dem Stande des Landesinvalidenamtes als
Vorsitzenden;

b) einem Vertreter des örtlich zuständigen
Landesarbeitsamtes;

c) je einem Vertreter der Dienstnehmer und
Dienstgeber;

d) zwei Vertretern der organisierten Kriegs-
beschädigten;

e) jeweils einem Vertreter der im § 2 Abs. 1
lit. b oder c angeführten Personen.

(3) Der Vorsitzende hat zur Verhandlung des
Invalidenausschusses jene Vertreter der Dienst-
nehmer und Dienstgeber beizuziehen, die von
der für den Verhandlungsfall in Betracht kom-
menden Interessenvertretung vorgeschlagen
wurden. Betrifft der Verhandlungsgegenstand
Dienstnehmer des Bundes, eines Landes oder
einer Gemeinde, ist als Dienstgebervertreter im
Sinne des Abs. 2 lit. c ein Vertreter der Dienst-
stelle beizuziehen.
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(4) Die im Abs. 2 lit. c, d und e genannten
Mitglieder des Invalidenausschusses sowie die
gleiche Zahl von Ersatzmitgliedern sind vom
Bundesminister für soziale Verwaltung auf Grund
von Vorschlägen der hiezu berufenen Interessen-
vertretungen auf die Dauer von drei Jahren zu
bestellen.

(5) Je ein Vertreter der Dienstgeber ist von
der Kammer der gewerblichen Wirtschaft und
von der Landwirtschaftskammer, je ein Ver-
treter der Dienstnehmer von der Kammer für
Arbeiter und Angestellte und von der Land-
arbeiterkammer vorzuschlagen.

(6) Zur Erstattung von Vorschlägen bezüglich
der Vertreter der Invaliden (Abs. 2 lit. d und e)
sind diejenigen Vereinigungen berufen, die von
diesen Personen nach den von der Vereinsbehörde
genehmigten Statuten zum Zwecke der Förde-
rung ihrer wirtschaftlichen und sozialen Inter-
essen gebildet sind und die Tätigkeit im Bereiche
des betreffenden Landesinvalidenamtes ausüben.
Hinsichtlich der Aufteilung des Vorschlagsrech-
tes auf gleichartige Vereinigungen ist § 4 Abs. 2
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 144/1946 sinn-
gemäß anzuwenden. Die Vereinigungen sind
durch öffentliche Bekanntmachung auf die Aus-
übung des Vorschlagsrechtes aufmerksam zu
machen.

(7) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
hat die Mitglieder des Invalidenausschusses von
ihrer Funktion zu entheben, wenn sie darum
ansuchen, wenn eine der für ihre Bestellung
erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr gege-
ben ist oder wenn sie die Pflichten ihres Amtes
gröblich vernachlässigen, im letzteren Falle nach
Anhörung der Interessenvertretung, auf deren
Vorschlag das Mitglied bestellt worden ist.

(8) Die Mitgliedschaft im Invalidenausschuß
ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Den Mitgliedern
gebührt der Ersatz der notwendigen Fahrkosten
und des nachgewiesenen Verdienstentganges.

(9) Mit beratender Stimme können dem Inva-
lidenausschuß ein Arzt des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes und ein Vertreter der Arbeitsinspek-
tion beigezogen werden.

(10) Der Invalidenausschuß wird vom Vor-
sitzenden zu den Sitzungen einberufen. Die Ein-
ladungen sollen den Mitgliedern des Invaliden-
ausschusses spätestens acht Tage vor der Sitzung
zugestellt werden. Für das Verfahren vor dem
Invalidenausschuß gelten im übrigen die Bestim-
mungen des § 10 Abs. 5 sinngemäß.

E i n s t e l l u n g s s c h e i n u n d G l e i c h -
s t e l l u n g s b e s c h e i n i g u n g

§ 13. (1) Invalide (§ 2 Abs. 1 und 5) erhalten
als Ausweis auf Antrag einen Einstellungsschein,
in dem außer dem Grade der Minderung der

Erwerbsfähigkeit auch die sonstigen für die Art
der Verwendung maßgebenden Umstände (Vor-
bildung, berufliche Ausbildung und Eignung,
Ergebnisse der Berufsberatung) zu vermerken
sind.

(2) Gleichgestellte (§ 2 Abs. 2 und 6) erhalten
als Ausweis eine Gleichstellungsbescheinigung, in
der außer den im Abs. 1 angeführten Merkmalen
die Geltungsdauer der Gleichstellung zu vermer-
ken ist.

§ 14. (1) Über den Antrag auf Ausfertigung
eines Einstellungsscheines hat das Landesinvali-
denamt zu entscheiden. Der Einstellungsschein ist
von Amts wegen einzuziehen, wenn die Voraus-
setzung für die Ausfertigung weggefallen ist.
Die Gleichstellungsbescheinigung ist vom Landes-
invalidenamt auszufertigen. Sie ist einzuziehen,
wenn die Voraussetzungen für eine Gleichstellung
(§ 2 Abs. 2 und 6) nicht mehr gegeben sind.

(2) Für den Grad der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit der Invaliden im Sinne dieses Bundes-
gesetzes ist maßgebend:

a) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. a der
Rentenbescheid des Landesinvalidenamtes;

b) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. b der
Rentenbescheid des Trägers der Unfallver-
sicherung;

c) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. c der vom
Amte der Landesregierung ausgestellte
Rentenbescheid in Verbindung mit der
Amtsbescheinigung nach § 4 des Opfer-
fürsorgegesetzes ;

d) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 letzter Satz
der Blindenbeihilfenbescheid;

e) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. d und bei
den im § 2 Abs. 2 zweiter Satz, Abs. 5
und 6 angeführten Personen das im Ermitt-
lungsverfahren einzuholende Gutachten
eines ärztlichen Sachverständigen; die Vor-
schriften des § 7 des Kriegsopferversor-
gungsgesetzes 1957 sind hiebei anzuwenden.

A r b e i t s v e r m i t t l u n g

§ 15. (1) Die Durchführung der Arbeitsver-
mittlung für die Invaliden (§ 2) obliegt den
Arbeitsämtern. Diese haben dahin zu wirken,
daß die Invaliden auf solche Arbeitsplätze ein-
gestellt werden, auf denen sie trotz ihrer Gesund-
heitsschädigung vollwertige Arbeit zu leisten ver-
mögen.

(2) Wenn ein Arbeitsplatz im Sinne des § 1
Abs. 4 oder 6 für die Einstellung Invalider vor-
behalten ist, hat der Dienstgeber das Freiwerden
des vorbehaltenen Arbeitsplatzes dem Arbeits-
amt ohne Verzug anzuzeigen. Kann das Arbeits-
amt auf den vorbehaltenen Arbeitsplatz keinen
Invaliden vermitteln, entfällt der Vorbehalt.
Hierüber ist dem Dienstgeber auf Verlangen eine
Bescheinigung auszustellen.
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A u s k u n f t s - u n d M e l d e p f l i c h t

§ 16. (1) Die Dienstgeber haben den zur
Durchführung dieses Bundesgesetzes berufenen
amtlichen Organen alle hiezu erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen.

(2) Über die Beschäftigung der Invaliden ist
von jedem Dienstgeber, gegebenenfalls vom Be-
triebsverband, ein den behördlichen Organen auf
Verlangen vorzuweisendes Verzeichnis zu führen,
in dem — außer den für die Berechnung der
Pflichtzahl maßgebenden Unterlagen (§ 4) —
Beginn und Beendigung jedes solchen Dienstver-
hältnisses, Grad der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit sowie die wesentlichen Daten des Ein-
stellungsscheines (der Gleichstellungsbescheini-
gung) anzugeben sind. Eine Abschrift des Ver-
zeichnisses samt den für die Berechnung der
Pflichtzahl (§ 4) und für die Erfüllung der Be-
schäftigungspflicht (§ 5) innerhalb eines Kalender-
jahres maßgeblichen Unterlagen ist bis zum
1. Feber des darauffolgenden Jahres dem zustän-
digen Landesinvalidenamt einzusenden, das die
Angaben zu überprüfen hat. Wird zugleich mit
der Verzeichnisabschrift ein Auftrag auf Zuwei-
sung von Invaliden erteilt, so gilt dieser Auftrag
als beim Arbeitsamt eingebracht. Das Landesin-
validenamt hat den Auftrag ohne Verzug an das
zuständige Arbeitsamt weiterzuleiten.

(3) Die Auskunfts- und Meldepflicht für den
Bereich des Bundes obliegt dem Bundeskanzler-
amt, für den Bereich eines Landes dem Amt der
Landesregierung und für den Bereich einer Ge-
meinde dem nach der Gemeindeordnung zustän-
digen Organ.

Ü b e r w a c h u n g d e r B e s c h ä f t i g u n g

§ 17. Das Landesinvalidenamt hat die Einhal-
tung der Beschäftigungspflicht nach § 1 Abs. 1 zu
überwachen. Soweit sich die Überwachung auf
die Wahrung der Rücksicht auf Leben und
Gesundheit (§ 6) der im Sinne dieses Bundes-
gesetzes beschäftigten Personen erstreckt, hat das
Landesinvalidenamt das Arbeitsinspektorat oder
die nach Art des Betriebes sonst zuständige
Aufsichtsbehörde heranzuziehen.

E i n t r e i b u n g d e r A u s g l e i c h s t a x e

§ 18. (1) Das Landesinvalidenamt hat die vor-
geschriebene Ausgleichstaxe einzutreiben. Auf die
Eintreibung finden die Bestimmungen des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes 1950 Anwendung.

(2) Eine mit Bescheid vorgeschriebene Aus-
gleichstaxe kann nur binnen zwei Jahren, gerech-
net von dem Zeitpunkt an, in dem diese Vor-
schreibung keinem die Vollstreckbarkeit hem-
menden Rechtszug mehr unterliegt, eingetrieben
werden. Diese Frist beginnt durch jede auf Ein-
treibung gerichtete Maßnahme des Landesinvali-
denamtes und durch die Gewährung von Zah-
lungserleichterungen jeder Art neu zu laufen.

(3) Die Eintreibung im Verwaltungsweg oder
im gerichtlichen Verfahren (§ 3 des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes 1950) darf erst nach nach-
weisbarer Mahnung des Schuldners erfolgen. Der
Verpflichtete hat die notwendigen, durch die
jeweilige Mahnung und Exekutionsführung ver-
ursachten Barauslagen zu ersetzen. Diese Kosten
sind zugleich mit der vorgeschriebenen Aus-
gleichstaxe einzutreiben und fließen in den Aus-
gleichstaxfonds.

(4) In Konkurs- und Ausgleichsverfahren ist
die Ausgleichstaxe den sonstigen öffentlichen Ab-
gaben gleichzuhalten und nach den Vorschriften
der Konkursordnung und der Ausgleichsordnung
zu behandeln.

V e r f a h r e n

§ 19. (1) Auf das Verfahren finden die Vor-
schriften des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes 1950 und hinsichtlich des § 21 die Vor-
schriften des Verwaltungsstrafgesetzes 1950 An-
wendung.

(2) Über Berufungen gegen Bescheide des
Invalidenausschusses, des Landesinvalidenamtes
und der Bezirksverwaltungsbehörde (Berghaupt-
mannschaft) in Durchführung dieses Bundesgeset-
zes entscheidet der Landeshauptmann im admi-
nistrativen Instanzenzug endgültig.

V e r s c h w i e g e n h e i t s p f l i c h t

§ 20. Die zur Einholung von Auskünften (§ 16)
befugten oder mit der Überwachung (§ 17)
betrauten oder sonst an der Durchführung dieses
Bundesgesetzes beteiligten Organe sind zur
Geheimhaltung der zu ihrer Kenntnis gelangenden
Geschäfts- und Betriebsverhältnisse verpflichtet.

S t r a f b e s t i m m u n g e n

§ 21. Wer trotz nachweislicher Aufforderung
durch das Landesinvalidenamt die Abschrift des
Verzeichnisses über die Beschäftigung der Inva-
liden (§16 Abs. 2) nicht vorlegt oder wer in die
Verzeichnisabschrift vorsätzlich unwahre Anga-
ben aufnimmt, begeht eine Verwaltungsübertre-
tung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde,
sofern die Handlung nicht unter eine strengere
Strafbestimmung fällt, mit einer Geldstrafe bis
zu 5000 S, im Uneinbringlichkeitsfalle mit Arrest
bis zu zwei Wochen, zu bestrafen. Die Geld-
strafen fließen in den Ausgleichstaxfonds.

M i t w i r k u n g b e i d e r D u r c h f ü h r u n g
d e s G e s e t z e s

§ 22. (1) Alle Behörden, Ämter, Anstalten und
Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind ver-
pflichtet, im Ermittlungsverfahren zur Durch-
führung dieses Bundesgesetzes mitzuwirken.

(2) In den Betrieben, in denen Betriebsver-
tretungen der Dienstnehmer bestehen, haben sich
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diese auch um die Durchführung dieses Bundes-
gesetzes zu bemühen. Sind in einem Betrieb wenig-
stens fünf Invalide im Sinne dieses Bundesgeset-
zes beschäftigt, ist von diesen ein Vertrauens-
mann zu wählen. Die Betriebsvertretung der
Dienstnehmer hat bei Beratung über Fragen der
Durchführung dieses Bundesgesetzes den Ver-
trauensmann der Invaliden mit beratender
Stimme zuzuziehen.

(3) Auf die persönlichen Rechte und Pflichten
des Vertrauensmannes der Invaliden sind die
Bestimmungen des § 15, § 16 Abs. 1, 2 und 3
erster Satz und des § 17 des Betriebsrätegesetzes
bzw. der in Ausführung des § 120 Abs. 1, 2 und 3
erster Satz und des § 121 des Landarbeitsgesetzes
erlassenen landesrechtlichen Vorschriften sinn-
gemäß anzuwenden.

(4) Für Dienststellen des Bundes, der Länder
und Gemeinden gelten sinngemäß die Bestim-
mungen der Abs. 2 und 3 unter Zugrundelegung
der gesetzlichen Vorschriften über Personalver-
tretungen.

G e b ü h r e n f r e i h e i t

§ 23. (1) Alle zur Durchführung dieses Bundes-
gesetzes erforderlichen Amtshandlungen, Einga-
ben, Vollmachten, Zeugnisse, Urkunden über
Rechtsgeschäfte zum Zwecke der Fürsorge im
Sinne des § 10 Abs. 1 sowie Vermögensüber-
tragungen sind von bundesgesetzlich geregelten
Gebühren, Verkehrsteuern und Verwaltungs-
abgaben befreit.

(2) Der Ausgleichstaxfonds ist auch von den
Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren befreit.

Artikel III

Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß b e s t i m -
m u n g e n

§ 24. (1) Die Bestimmungen der Artikel II
und III treten mit 1. Juni 1970 in Kraft; sie
treten mit Ablauf des 31. Dezember 1989 außer
Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset-
zes verlieren folgende Vorschriften ihre Geltung:

a) Das Invalideneinstellungsgesetz 1953, BGBl.
Nr. 21, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 55/1958 sowie der Kundmachung
des Bundeskanzleramtes BGBl. Nr. 266/
1969;

b) die 1. Durchführungsverordnung zum
Invalideneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 74/
1947, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 33/1948.

(3) Auf Zeiträume, die vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes liegen, sind die im Abs. 2

angeführten Rechtsvorschriften nach Maßgabe
der in diesem Bundesgesetz enthaltenen Vor-
schriften über die Behördenzuständigkeit und den
Instanzenzug anzuwenden.

(4) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset-
zes wird der gemäß § 10 Abs. 1 des Invaliden-
einstellungsgesetzes 1953 bestehende Ausgleichs-
taxfonds aufgelöst. Sein Vermögen einschließlich
sämtlicher Forderungen und Verbindlichkeiten
geht auf den durch § 10 Abs. 1 dieses Bundes-
gesetzes errichteten Ausgleichstaxfonds über.

(5) Soweit in anderen Bundesgesetzen auf das
Invalideneinstellungsgesetz 1953, BGBl. Nr. 21,
Bezug genommen ist, tritt an die Stelle dieses
Hinweises der Hinweis auf das vorliegende Bun-
desgesetz.

§ 25. (1) Die bis einschließlich 31. Mai 1970
ausgefertigten Einstellungsscheine und Gleich-
stellungsbescheinigungen behalten auch nach dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ihre Gültig-
keit. Das gleiche gilt für die vom Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung bis einschließlich
31. Mai 1970 bewilligten Abänderungen der
Pflichtzahl mit der Maßgabe, daß an Stelle der
Zahlen 15, 25 und 30 die Zahlen 20, 30 und 35
zu treten haben.

(2) Die Schutzbestimmungen gemäß § 8 bleiben
jenen Invaliden gewahrt, die in Betrieben
beschäftigt sind, die gemäß § 1 ab 1. Juni 1970
nicht mehr der Beschäftigungspflicht unterliegen.

(3) Betriebe, die mit Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes der Beschäftigungspflicht nicht mehr
unterliegen, haben die Verzeichnisabschrift (§16
Abs. 2) für die ersten fünf Monate des Jahres
1970 bis zum 1. Feber 1971 einzusenden.

§ 26. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut :

a) hinsichtlich der Bestimmung des Artikels I
(Verfassungsbestimmung) die Bundesregie-
rung;

b) hinsichtlich der Bestimmung des § 1 Abs. 6
der Bundesminister für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler;

c) hinsichtlich der Bestimmung des § 4 Abs. 3
lit. d letzter Satz der Bundesminister für
Verkehr und verstaatlichte Unternehmun-
gen;

d) hinsichtlich der Bestimmungen des § 16
Abs. 3 und des § 23 Abs. 1, soweit sie
Verwaltungsabgaben betreffen, der Bundes-
kanzler;

e) hinsichtlich der Bestimmungen des § 18
Abs. 2 bis 4 und des § 23 Abs. 2 der
Bundesminister für Justiz;
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f) hinsichtlich der Bestimmungen des § 23
Abs. 1, soweit sie bundesgesetzlich geregelte
Gebühren und Verkehrsteuern betreffen,
der Bundesminister für Finanzen und

g) hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für soziale Verwaltung.

Jonas
Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Mock Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina

2 3 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 12. Dezem-
ber 1969 über die Zulassung von Eintritt-
stellen für die Ein- und Durchfuhr von

Nadelholz mit Rinde

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 5. April 1962, BGBl. Nr. 115, über Maß-
nahmen zum Schutze des Waldes anläßlich der
Ein- und Durchfuhr von Holz wird im Einver-
nehmen mit den Bundesministern für Verkehr
und verstaatlichte Unternehmungen sowie für
Handel, Gewerbe und Industrie verordnet:

I.

Als weitere Eintrittstellen für die Ein- und
Durchfuhr von Nadelholz mit Rinde werden zu-
gelassen:

Burgenland

a) Im Eisenbahnverkehr: Gegenüber:
Sopron—Raaber Bahnhof Ungarn

b) Im Straßenverkehr:
Heiligenkreuz Ungarn

Salzburg

Im Straßenverkehr:
Oberndorf Bundesrepublik

Deutschland

Tirol

a) Im Eisenbahnverkehr:
Scharnitz Bundesrepublik

Deutschland

b) Im Straßenverkehr:
Wildbichl Bundesrepublik

Deutschland.

II.

Mit Inkrafttreten dieser Verordnung treten
die Verordnungen des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft vom 9. Mai 1962,
BGBl. Nr. 136, und vom 25. Mai 1963, BGBl.
Nr. 130, außer Kraft.

Schleinzer

2 4 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht vom 8. Jänner 1970 über das
Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bundes-

lehrer

Auf Grund des §. 7 Abs. 1 des Bundesge-
setzes vom 15. Juli 1965, BGBl. Nr. 244, über
das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bundes-
lehrer wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt und dem Bundesministerium für
Finanzen verordnet:

Artikel I

Soweit die Unterrichtsgegenstände der nach-
stehend angeführten Schulen nicht in den An-
lagen 1 bis 6 des Bundesgesetzes über das Aus-
maß der Lehrverpflichtung der Bundeslehrer er-
faßt sind, werden sie in die Lehrverpflichtungs-
gruppen I bis VI (§ 2 Abs. 1 des genannten
Gesetzes) wie folgt eingereiht:

A. Gymnasium, Realgymnasium, Wirtschafts-
kundliches Realgymnasium für Mädchen

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e III

Politische Bildung

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e IV

Bildnerisches Gestalten

Lehrverpf l ichtungsgruppe V

Bühnenspiel

B. Gymnasium für Berufstätige, Realgymnasium
für Berufstätige

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e III

Politische Bildung

C. Aufbaugymnasium, Aufbaurealgymnasium

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e III

Politische Bildung

Übungen aus Naturwissenschaften

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e V

Bühnenspiel
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D. Höhere Lehranstalt für Hüttentechnik

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e I

1. Allgemeine Maschinenkunde
2. Elektrotechnik mit Übungen
3. Feuerfeste Baustoffe
4. Gesteinshüttenkunde
5. Gießereikunde mit Übungen
6. Hochofenkunde
7. Hüttenmaschinenkunde
8. Metallhüttenkunde
9. Schmiedekunde

10. Stahlwerkskunde mit Übungen
11. Walzwerkskunde
12. Wärmetechnik mit Übungen
13. Werkstoffkunde mit Übungen
14. Werkstoffprüfung mit Übungen

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e III

1. Arbeitsrecht
2. Betriebswirtschaftskunde und Betriebslehre
3. Menschenführung
4. Sicherheitstechnik und Unfallverhütung

E. Höhere Lehranstalt für Waffentechnik

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e I

1. Ballistik und Munitionslehre
2. Betriebslaboratorium
3. Fabrikations- und Betriebslehre, Technische

Kalkulation
4. Waffenbau mit Konstruktionsübungen
5. Waffenoptik
6. Werkzeugmaschinenbau

F. Zweijähriger Abiturientenlehrgang für Be-
triebschemiker

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e I
1. Analytische Chemie
2 Anorganische Chemie und Technologie
3. Chemisches Laboratorium
4. Chemisches Rechnen
5. Organische Chemie und Technologie
6. Technisches Englisch
7. Verfahrenstechnik

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e III

Betriebswirtschafts- und Rechtskunde

G. Zweijähriger Abiturientenlehrgang für Kunst-
stofftechnik

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e I
1. Betriebslaboratorium
2. Chemische Technologie der Kunststoffe

3. Elektrotechnik und Regelungstechnik mit
Übungen

4. Maschinen- und Formenbau mit Konstruk-
tionsübungen

5. Mechanische Technologie der Kunststoffe
6. Oberflächentechnik und Korrosionsschutz
7. Physik der Hochpolymeren
8. Technisches Englisch
9. Werkzeugmaschinen

H. Höhere Lehranstalt für wirtschaftliche
Frauenberufe

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e III

Einführung in die Philosophie

L Fachschule für Betriebstechnik

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e I

1. Betriebslaboratorium
2. Elektrotechnik mit Übungen
3. Fachkunde

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e III

1. Bürotechnik
2. Buchhaltung und kaufmännische Kalkulation
3. Fachzeichnen
4. Physikalisches und chemisches Praktikum

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e VI

Arbeitsgemeinschaft für erweiterte Betriebspraxis

J. Fachschule für Flugtechnik

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e I

1 Elemente des Luftfahrzeugbaues
2. Luftstrahltriebwerke
3. Kolbentriebwerke

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e II

Einführung in den Flugbetrieb und Instrumen-
tenkunde

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e III

1. Arbeitshygiene, Unfallverhütung und Luft-
fahrtmedizin

2. Betriebswirtschaftskunde und Rechtskunde mit
besonderer Berücksichtigung des Luftrechts

3. Fachzeichnen
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K. Fachschule für Holzwirtschaft und Sägetechnik

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e I

1. Buchhaltung, Bilanzlehre, Steuerlehre und
Kostenrechnung

2. Elektrotechnik mit Übungen
3. Fachkunde

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e II

1. Chemische Technologie des Holzes
2. Mathematik und kaufmännisches Rechnen
3. Mechanische Technologie des Holzes

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e III

1. Allgemeine Waren- und Verkaufskunde
2. Betriebskunde
3. Bürotechnik
4. Fachzeichnen
5. Forst- und Holzkunde
6. Geographie und Wirtschaftsgeographie
7. Geschichte und Wirtschaftsgeschichte
8. Kaufmännische Holzverwertung
9. Kaufmännischer Schriftverkehr

10. Staatsbürgerkunde und Rechtslehre
11. Technisches Zeichnen und Skizzieren

L. Fachschule für Mechaniker

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e I

Fachkunde

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e III

1. Fachzeichnen
2. Physikalisches und chemisches Praktikum

L e h r v e r p f l i c h t u n g s g r u p p e VI

Arbeitsgemeinschaft für erweiterte Betriebspraxis

Artikel II

Für die Lehrer der Unterrichtsgegenstände
Schulpraxis an Bildungsanstalten für Arbeits-
lehrerinnen, Kindergartenpraxis an Bildungsan-
stalten für Kindergärtnerinnen, Hortpraxis an
Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen und
Heimpraxis an Bildungsanstalten für Erzieher
beträgt das Ausmaß der Lehrverpflichtung
21 Wochenstunden.

Mock

2 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
8. Jänner 1970 betreffend den Beitritt
Liechtensteins zum Europäischen Überein-
kommen vom 20 April 1969 über die

Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat Liechtenstein seine Beitritts-
urkunde zum Europäischen Übereinkommen
über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl.
Nr. 41/1969, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 366/1969) am 28. Ok-
tober 1969 hinterlegt.

Die Beitrittsurkunde Liechtensteins enthält
folgende Erklärungen beziehungsweise Vorbe-
halte:

1. Zu Artikel 5 Absatz 1

Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein
erklärt, daß das Fürstentum Liechtenstein die
Erledigung von Rechtshilfeersuchen um Anwen-
dung von Zwangsmitteln von der in Artikel 5
Absatz 1 Buchstabe a des Übereinkommens an-
geführten Bedingung abhängig macht.

2. Zu Artikel 16 Absatz 2

Das Fürstentum Liechtenstein verlangt, daß
Rechtshilfeersuchen und beigefügten Schrift-
stücken, ausgenommen Ersuchen um Zustellung
einer Ladung, die in einer anderen als der
deutschen Sprache an die liechtensteinischen Be-
hörden gerichtet sind, eine Übersetzung in diese
Sprache angeschlossen wird.

Klaus

2 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
8. Jänner 1970 über den Beitritt Israels zum
Zollabkommen über den internationalen
Warentransport mit Carnets TIR (TIR-Ab-

kommen) vom 15. Jänner 1959

Nach Mitteilung des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen hat Israel am 31. Oktober
1969 seine Beitrittsurkunde zum Zollabkommen
über den internationalen Warentransport mit
Carnets TIR (TIR-Abkommen) samt Unterzeich-
nungsprotokoll (BGBl. Nr. 92/1960 in der
Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 69/1964
und 296/1966, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 401/1969) hinter-
legt.

Das Abkommen tritt für Israel am 29. Jänner
1970 in Kraft.

Klaus
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27. Kundmachung des Bundesministers für Finanzen vom 8. Jänner 1970 betreffend das
Feststellungsergebnis gemäß § 3 Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 2, in der

Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 221/1967 und BGBl. Nr. 439/1969

Auf Grund des vom Nationalrat mit Bundesgesetz vom 27. November 1969, BGBl. Nr. 444,
genehmigten Rechnungsabschlusses des Bundes für 1968 wird hiemit das Ergebnis der gemäß § 3
Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 2, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 221/
1967 und BGBl. Nr. 439/1969, angeordneten Feststellung auf den Stichtag 1. Jänner 1969 wie folgt
kundgemacht:

Koren


